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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der EG-Kommission für eine Entscheidung 
des Rates über die Modalitäten zur Feststellung und gegebe- 
nenfalls zum Ausgleich der Verlagerungen von Zolleinnahmen 

— Drucksache V/3680 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Serres 


Der Vorschlag der Kommission — Drucksache 
V/3680 — wurde vom Herrn Präsidenten mit Schrei- 
ben vom 10. und 28. Januar 1969 an den Ausschuß 
für Wirtschaft und Mittelstandsfragen federführend 
und an den Finanzausschuß sowie dem Haushalts- 
ausschuß mitberatend überwiesen. 

1. Zum Sachverhalt 

Die Einnahmen aus dem Gemeinsamen Zolltarif 
fließen den Haushalten derjenigen Mitgliedstaaten 
zu, in denen die Drittlandswaren in den innerge- 
meinschaftlichen Verkehr abgefertigt werden. Es 
steht dem Importeur grundsätzlich frei, in welchem 
Mitgliedstaat er Drittlandswaren verzollen läßt. 
Werden diese Waren nicht in dem Bestimmungsland 
verzollt, entgehen diesem die Zolleinnahmen, ob- 
wohl dessen Volkswirtschaft den Zoll über den 
Preis der Waren zu tragen hat. 

Auch die Zollrechtsharmonisierung kann die Ge- 
fahr der Zolleinnahmeverlagerungen nicht völlig 
beseitigen. Die noch auf gewisse Zeit fortbestehende 
unterschiedliche Handhabung des Zollrechts in den 
Mitgliedstaaten wie auch Vereinfachungsgründe 
können den Importeur veranlassen, Drittlandswaren 
in einem anderen Mitgliedstaat als in dem Ver- 
brauchsland zu verzollen. Den größten Verlust durch 
Zolleinnahmcverlagerungen hat die Bundesrepublik 
Deutschland wegen ihrer relativen Binnenlage inner- 
halb der EWG zu befürchten. Nach den gegenwärti- 
gen Statistiken ist er auf 20 bis 30 Millionen DM zu 
schätzen. 


Der Kommissionsvorschlag hat den Entwurf einer 
Ratsentscheidung zum Inhalt, die ein Verfahren zur 
Feststellung und zum eventuellen Ausgleich von 
Zolleinnahmeverlagerungen in der Zeit zwischen 
dem 1. Juli 1969 und dem 31. Dezember 1969 fest- 
Icgen würde. 

Das Verfahren hat im wesentlichen folgende 
Merkmale: 

— Für die angegebene Zeit müssen die in den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten abgegebenen Einfuhran- 
meldungen die Drittlandswaren gesondert auf- 
weisen, die über einen anderen Mitgliedstaat 
cingeführt und dort verzollt werden; 

— auf Grund dieser Statistiken ermittelt die Kom* 
mission für jeden Mitgliedstaat 

den Betrag der Zölle, die er auf Drittlands- 
waren erhoben hat, die in andere Mitglied- 
staaten weiterbefördert werden; 

= den Betrag der Zölle, die in anderen Mitglied- 
staaten auf Drittlandswaren erhoben wurden, 
die in den betreffenden Staat eingeführt wur- 
den; 

— auf Vorschlag der Kommission setzt der Rat mit 
qualifizierter Mehrheit die Ausgleichsbeträge 
fest, die die Mitgliedstaaten untereinander zu 
leisten haben. 

2. Steilimgnahme der Ausschüsse 

a) Die Regelung eines Ausgleichs für Zolleinnahme- 
verlagerungen unter den Mitgliedstaaten präju- 
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diziert nicht eine spätere Entscheidung über die 
Vergemeinschaftung der Zolleinnahmen nach Ar- 
tikel 201 EWG-Vertrag. Für den Augenblick gibt 
es jedoch zum Bedauern der Ausschüsse keinen 
Anhaltspunkt dafür, daß sich die Mitgliedstaaten 
in naher Zukunft auf eine Übertragung der Zoll- 
einnahmen auf die Europäischen Gemeinschaften 
als deren eigene Einnahmen einigen könnten. 
Diese Einigung scheint in erster Linie auch we- 
gen der mit der Übertragung eigener Einnah- 
men an die Gemeinschaft zu verbindenden Ver- 
stärkung der Haushaltsbefugnisse des Europä- 
ischen Parlaments zu scheitern. Bis zur Einigung 
über diese Frage gibt es aber keinen Grund, 
einige Mitgliedstaaten zu Lasten anderer Mit- 
gliedstaaten einen Einnahmevorteil zukommen 
zu lassen, der nur durch die ungleichmäßige 
Durchführung einzelner Teile des EWG-Vertra- 
ges verursacht wird. 

b) Eine Beschränkung des Ausgleichs auf das 
zweite Halbjahr 1969, wie sie sich aus Artikel 2 
Nr. 1 des Kommissionsvorschlages ergibt, findet 
keine Rechtfertigung. Grundsätzlich muß der 
Ausgleich laufend durchgeführt werden, bis eine 


Regelung nach Artikel 201 EWG-Vertrag gefun- 
den werden kann. 

c) Der zweite Punkt, in dem der Entscheidungsvor- 
schlag der Kommission einer Verbesserung be- 
darf, ist die in Artikel 3 Nr. 3 vorgesehene Fest- 
setzung der Ausgleichsbeträge durch den Rat mit 
qualifizierter Mehrheit. Wenn sich der Ausgleich 
insbesondere über mehrere Jahre erstrecken soll, 
so würde eine etwa jährlich sich wiederholende 
Diskussion über die Festsetzung der Ausgleichs- 
beträge im Rat die Gefahr wiederkehrender und 
sich erneuernder Auseinandersetzungen und Vor- 
behalte eröffnen. Der Zweck eines vom Rat zu 
regelnden Ausgleichsverfahrens sollte es viel- 
mehr sein, für die Dauer der Regelung den Aus- 
gleich so einfach und automatisch wie möglich zu 
gestalten. 

Aus diesen Erwägungen empfiehlt der Wirt- 
schaftsausschuß in Übereinstimmung mit den mit- 
beratenden Ausschüssen, dem Hohen Haus die 
Kenntnisnahme mit einer Aufforderung an die Bun- 
desregierung zu verbinden, daß sie sich in Brüssel 
für unbefristete und einfache Regelung einsetzen 
möge. 


Bonn, den 24. Februar 1969 


Dr. Serres 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. vom Vorschlag der Kommission der Europä- 
ischen Gemeinschaften für eine Entscheidung des 
Rates über die Modalitäten zur Feststellung und 
gegebenenfalls zum Ausgleich der Verlagerun- 
gen von Zolleinnahmen — Drucksache V/3680 — 
Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, 

bei den Verhandlungen im Rat daraufhin zu wir- 
ken, daß 

a) auf eine Befristung der Ausgleichsregelung 
für Zolleinnahmeverlagerungen verzichtet 


wird, damit ein Ausgleich laufend bis zu einer 
endgültigen Regelung nach Artikel 201 EWG- 
Vertrag durchgeführt werden kann, sowie 
dafür zu sorgen, daß diese endgültige Rege- 
lung so bald wie möglich verwirklicht wird 
und 

b) das Verfahren zur Festsetzung der Aus- 
gleichsbeträge für Zolleinnahmeverlagerun- 
gen einfach und automatisch wirkend durch- 
geführt wird; dem Vorschlag der Kommission, 
die Ausgleichsbeträge im Rat mit qualifizier- 
ter Mehrheit festzusetzen, soll nicht gefolgt 
werden. 


Bonn, den 24. Februar 1969 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h, c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Dr. Serres 

Berichterstatter 
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